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Wien, 3. November 2025 

Stellungnahme zur Information des 

Vorsitzenden des Datenschutzrates für 

den Datenschutzrat, TOP 4 – Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem die 

Straßenverkehrsordnung 1960, das 

Kraftfahrgesetz 1967 und das 

Führerscheingesetz geändert werden 

(36. StVO-Novelle), GZ 2025-0.856.905 

(im Folgenden: „Information zu Top 4“) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

      

 

Der Österreichische Städtebund möchte wie folgt im Vorfeld der Sitzung des 

Datenschutzrates vom 04.11.2025 zu einigen Punkten betreffend TOP 4 – 

Information des Vorsitzenden Stellung nehmen, da eine Teilnahme unseres 

 



 

 
Vertreters, sowie des Ersatzmitglieds des Städtebundes aus zeitlichen 

Gründen morgen leider nicht möglich ist. 

 

Grundsätzliche Anmerkungen: 

 

Der Österreichische Städtebund hat gemeinsam mit dem damaligen 

Verkehrsministerium (BMK) im Juni 2022 ein datenschutzrechtliches 

Gutachten zu „Ausgewählte datenschutzrechtliche  

Fragen eines automatisierten Zonen-Zufahrtsmanagements“ erstellen lassen, 

das auf der Homepage des Österreichischen Städtebundes öffentlich 

einsehbar ist 

https://www.staedtebund.gv.at/fileadmin/USERDATA/Service/publikatione

n/Studien/2022_GA_auto._ZZM_v16_final_NF.pdf).  

 

Die „Information zu TOP 4“ weicht in zentralen Punkten von der 

Rechtsprechung des VfGH zur „Section Control“ ab. Von der 

höchstgerichtlichen Rechtsprechung abzugehen, ist weder erforderlich noch 

begründbar, da diese Rechtsprechung bereits einen klaren Rahmen für 

datenschutz- und verfassungskonforme Datenerhebungen bei der 

Verkehrsüberwachung mittels bildverarbeitender technischer Einrichtungen 

vorgibt. 

  

Folgende Punkte sind nach unserer Einschätzung faktisch unzutreffend:  

  

1. Zu Rz 11 (A) - Verantwortlicher nach Art 4 Z 7 DSGVO: Die 

„Information“ beanstandet, dass § 98h Abs. 1 nicht klarstellt, wer der 

datenschutzrechtliche Verantwortliche ist. Dies trifft nicht zu: 

Verantwortlicher ist – wie aus der Systematik der StVO folgt – die 

jeweils für die Ausübung der Verkehrspolizei zuständige Behörde. Eine 

Nennung im Gesetzestext ist nicht möglich, da die konkrete 

Zuständigkeit erst mit der Festlegung des zu überwachenden Bereichs 

durch Verordnung entsteht.  

  

2. Zu Rz 11 (B) - Zweck der Datenverarbeitung: Die Behauptung, § 98h 

enthalte keine klaren Zwecke, ist unzutreffend. Der Gesetzesvorschlag 

benennt die Zwecke taxativ: Die Datenverarbeitung dient 

ausschließlich der Überwachung und Ahndung näher genannter 

Gebote und Verbote der StVO (§ 98h Abs 1 S 1). Eine weitergehende 

https://www.staedtebund.gv.at/fileadmin/USERDATA/Service/publikationen/Studien/2022_GA_auto._ZZM_v16_final_NF.pdf
https://www.staedtebund.gv.at/fileadmin/USERDATA/Service/publikationen/Studien/2022_GA_auto._ZZM_v16_final_NF.pdf


 

 
Nutzung ist nach Abs. 2 ausdrücklich ausgeschlossen 

(„Identifizierung des Fahrzeuges und des Lenkers ausschließlich für 

Zwecke eines Verwaltungsstrafverfahrens wegen des festgestellten 

Verstoßes“). Die Zweckbindung ist somit – anders als behauptet – eng 

gefasst und gesetzlich determiniert. 

  

3. Zu Rz 11 (C) und Rz 14 ff - Ort der Datenerhebung und Festlegung des 

überwachten Bereichs: Wie der VfGH im Zusammenhang mit der 

„Section Control“ bereits festgehalten hat, genügt es, den konkreten zu 

überwachenden Bereich durch Verordnung festzulegen. Eine derartige 

mehrstufige Regelungskonstruktion ist daher verfassungsrechtlich 

zulässig und bewährt. Dass nicht alle zu überwachenden Bereiche 

bereits gesetzlich festgelegt werden können, ergibt sich aus der Natur 

der Sache: Die Einführung einer automationsunterstützten 

Zufahrtskontrolle hängt maßgeblich von den örtlichen Gegebenheiten 

des Einzelfalls ab. Zugleich muss die gesetzliche Grundlage 

hinreichend offen formuliert sein, um auch künftige Einführungen zu 

ermöglichen. 

  

4. Zu Rz 12 (A) – Verhältnismäßigkeit: Die pauschale Kritik, eine Prüfung 

der Verhältnismäßigkeit auf gesetzlicher Ebene sei faktisch unmöglich, 

ist unzutreffend. Bereits auf gesetzlicher Ebene sind zur 

Gewährleistung der Verhältnismäßigkeit die Zweckbindung, die 

Beschränkung auf bestimmte Verkehrsverbote und die Löschpflichten 

vorgesehen (§ 98h Abs 2–3). Nach dem Ministerialentwurf ist zudem 

eine Verhältnismäßigkeitsprüfung auf Verordnungsebene im Rahmen 

der behördlichen Risikoanalyse erforderlich.  

  

5. Zu Rz 12 (B) – Speicherbegrenzung: Unzutreffend ist zudem, dass die 

vorgeschlagene Regelung keine Speicherbegrenzung vorsieht. Diese 

ergibt sich aus den Löschverpflichtungen in § 98h Abs 2 und 3. Im 

Falle eines festgestellten Verstoßes ist die Verarbeitung der erhobenen 

Daten ausschließlich im Rahmen des Verwaltungsstrafverfahrens 

wegen des festgestellten Verstoßes zulässig. Die Speicherbegrenzung 

folgt damit unmittelbar aus der Zweckbindung. 

  

Folgende Anmerkungen könnten aus Sicht des Städtebundes weiter in den 

Gesetzeswerdungsprozess integriert bzw. weiterverfolgt werden: 



 

 
  

6. Zu Rz 13: Weitere Konkretisierung der derzeit im Gesetz pauschalen 

Übermittlungsbestimmung der erhobenen Daten insoweit, dass diese 

nur zwischen Ermittlungs- und Strafbehörde übermittelt werden 

dürfen. 

  

7. Zu Rz 20 ff: Verwendung der erhobenen Daten für Zwecke gemäß SPG 

ausdrücklich ausschließen.  

   

Die folgenden Punkte wurden bereits im Rahmen der dem Begutachtungsverfahren 
vorangegangenen Diskussionen eingebracht und wurden durch das von Städtebund und 
BMK beauftragte datenschutzrechtliche Gutachten bzw. im Rahmen der öffentlich auf 
unserer Website zugänglichen Stellungnahme vom 28. Februar 2024 ausführlich erörtert 
(unsere Zahl 60-01-(2024-0113), 
https://www.staedtebund.gv.at/fileadmin/USERDATA/themenfelder/mobilitaet/Dateien/S
TN_OesTB_ZZMM.pdf): 
  

8. Zu Rz 14 ff:  Erkenntnis des VfGH vom 15.6.2007, G 147, 148/06 zur 

„Section Control“ sei nicht anwendbar: Die einzige Alternative wäre, 

jede Zone im Gesetz einzeln vorzusehen, was nicht praktikabel wäre. 

  

9. Zu Rz 16 & 19: Gefühl der Überwachung und (mittelbarer) Eingriff in 

andere Grundrechte 

 
Die Regelung, wonach während Großveranstaltungen, 

Sportveranstaltungen und ähnlichen Großereignissen, bei denen die 

betroffenen Verkehrsflächen für den regulären Verkehr gesperrt sind, 

die bildverarbeitenden technischen Einrichtungen in den betroffenen 

Bereichen auszuschalten und mit einer geeigneten Abdeckung zu 

verhängen sind, war im datenschutzrechtlichen Gutachten nicht 

enthalten.  

 

Offenbar wurde beim Verfassen der Regelung missverständlicher 

Weise von der Aufnahme von Videofilmmaterial ausgegangen und es 

sollten Vorkehrungen dafür geschaffen werden, dass bei der 

Bevölkerung kein „Gefühl der Überwachung“ entsteht. So werden 

durch die geplanten Systeme keine Videos, sondern lediglich 

Fotographien von Fahrzeugen für die Funktionsweise von 

automationsunterstützten Zufahrtskontrollen angefertigt. Befinden 

sich nur Menschen im Sichtbereich der Kameras, werden – wie auch 

https://www.staedtebund.gv.at/fileadmin/USERDATA/themenfelder/mobilitaet/Dateien/STN_OesTB_ZZMM.pdf
https://www.staedtebund.gv.at/fileadmin/USERDATA/themenfelder/mobilitaet/Dateien/STN_OesTB_ZZMM.pdf


 

 
bei der punktuellen Geschwindigkeitskontrolle („Radar“) - keine 

Aufnahmen gemacht.  

 

Die von den Städten geplanten Systeme zur automationsunterstützten 

Zufahrtskontrolle sind daher funktional absolut untauglich, um 

Passantinnen und Passanten zu überwachen. Bei objektiver 

Betrachtung kann durch deren Einführung und Einsatz kein Gefühl des 

Überwachtwerdens hervorgerufen werden. Da die Öffentlichkeit und 

die potenziell Betroffenen über den Einsatz von 

Zufahrtskontrollsystemen und deren Funktionsweise zwingend 

informiert und aufgeklärt werden müssen, kann auch bei subjektiver 

Betrachtung ausgeschlossen werden, dass ein "Gefühl der 

Überwachung" entstehen könnte, das nicht unerhebliche Teile der 

Bevölkerung von der Ausübung ihrer Versammlungs- oder 

Meinungsfreiheit abhalten könnte. Auch tritt in derartigen Fällen – 

anders als bei Vorratsdatenspeicherung – sicherlich kein „Gefühl der 

Überwachung“ bei großen Teilen der Bevölkerung ein, das sich auf die 

freie Ausübung anderer Grundrechte auswirken könnte (VfSlg 

20356/2019; 19.892/2014). Insbesondere die Information über das 

eingesetzte Zonenzufahrtsystem ist geeignet, das Entstehen eines 

solchen Gefühls zu verhindern (EuGH 21.12.2016, C-203/15, C-698/15 

[Tele2] Rz 100).  

Es handelt sich auch nicht um geheime Bildaufnahmen im 

Privatbereich, durch die ein Eindruck des lückenlosen 

Überwachtwerdens entstehen könnte (RIS Justiz RS0107155). Selbst in 

diesem Fall dürfte aber der Schutz der Persönlichkeitsrechte nicht 

überspannt werden, um zu vermeiden, dass es zu einer unerträglichen 

Einschränkung der Interessen anderer und jener der Allgemeinheit 

kommt (RIS Justiz RS0008990; RS0120423). Vor allem können – wie 

bereits erwähnt – Zonenzufahrtsysteme nur dann funktionieren, wenn 

Ein- UND Ausfahrt kontrolliert werden können. Das vorübergehende 

Abschalten/aus dem System nehmen einzelner Kameras deaktiviert 

daher das gesamte System, welches dann nicht mehr in der Lage ist, 

den gewünschten Zweck zu erfüllen. Insgesamt erscheint auch die 

Verpflichtung 11 zur physischen Abdeckung sowohl sachlich unnötig 

als auch inhaltlich überzogen und würde zusätzlichen Personal- und 

Verwaltungsaufwand generieren. 

 



 

 
  

10. Zur Rz 23ff: Bauliche Maßnahmen, gelindere Mittel:  

Nach § 1 DSG darf der Eingriff in das Grundrecht auf Datenschutz 

jeweils nur in der gelindesten, zum Ziel führenden Art vorgenommen 

werden. Die darauf bezogene Prüfung hat auf den konkreten Einzelfall 

abzustellen und schließt die Frage ein, ob gelindere Mittel vorhanden 

sind, welche zum selben  Ergebnis führen.  

 

Vor Einsatz der automationsunterstützen Zufahrtskontrolle ist daher 

die Prüfung der genauen Gefahrensituation im Einzelfall erforderlich, 

welche die Prüfung der Erforderlichkeit der automationsunterstützen 

Kontrolle mit inkludiert.  

 

Zudem darf die Verhältnismäßigkeit nach der Datenschutzbehörde 

nicht schon allein deshalb verneint werden, weil grundsätzlich 

Alternativen denkbar sind, welche mit einem geringeren Eingriff in das 

Grundrecht auf Geheimhaltung verbunden wären, insbesondere wenn 

diese Alternativen mit höheren Kosten und einer geringeren Effizienz 

verbunden sind (DSB-D123.652/0001- DSB/2019). Es ist somit nicht 

erforderlich, dass gelindere Mittel zur Zweckerreichung „völlig“ 

untauglich bzw. unbrauchbar sind.  

 

11. Zu Rz 30: Fußgängerzone & Geh- und Radweg: 

Die österreichischen Städte praktizieren seit vielen Jahrzehnten 

Verkehrsberuhigung – mittels der Gebotszeichen „Fußgängerzone“ 

bzw. „Geh- und Radweg“, sowie weiterer Ge- und Verbotszeichen bzw. 

Hinweiszeichen. Leider werden die gegenständliche Ge- und Verbote 

vielerorts von Lenker:innen des motorisierten Individualverkehrs 

dennoch missachtet, vor allem in Fällen, wo Ausnahmen in zeitlicher 

Hinsicht oder betreffend die gestattete Zufahrt für Anrainer:innen bzw. 

Lieferverkehr mittels Zusatztafel ebenfalls kundgemacht werden. Die 

in der 36. StVO-Novelle vorgeschlagenen Verkehrszeichen orientieren 

sich an der gelebten Praxis zur Verkehrsberuhigung und sollten daher 

als Basis für automatisierte Kontrollen ermöglicht werden.  Die aus 

städtischer Sicht nötigen Anwendungsfälle finden sich im genannten 

Rechtsgutachten, bzw. finden sich Erweiterungen auch in der 

Stellungnahme des Österreichischen Städtebundes vom Februar 2024. 

Eine Stellungnahme zur gegenständlichen 36. StVO-Novelle ist derzeit 



 

 
in Erstellung. Wir möchten allerdings jedenfalls ersuchen, die 

beiden genannten Anwendungsfälle Fußgängerzonen und Geh- und 

Radweg jedenfalls beizubehalten. 

    

 
12. Zu Rz 34: Erfassung von Fahrzeuglenkern 

Die Erfassung eines Fotos vom Lenker/der Lenkerin ist im Sinne der 

grenzüberschreitenden Strafverfolgung und gerade vor dem 

Hintergrund der Gleichbehandlung von In- und Ausländer:innen 

zentral. So werden die geplanten automationsunterstützten 

Zufahrtskontrollen vor allem in stark genutzten, innerstädtischen 

touristischen Gebieten Anwendung finden. Eine Speicherung des Fotos 

des Fahrzeuglenkers / der Fahrzeuglenkerin wäre auch 

datenschutzrechtlich zulässig, da die Behörde gemäß § 103 Abs. 2 

Kraftfahrgesetz durch die Angaben des Auskunftspflichtigen nicht von 

der Pflicht entbunden wird, diese Angaben im Rahmen ihrer freien 

Beweiswürdigkeit selbständig zu prüfen. Diese Überprüfungspflicht ist 

insbesondere dann relevant, wenn der Zulassungsbesitzer / die 

Zulassungsbesitzerin die Auskunft nicht erteilen kann und eine weitere 

Auskunftsperson benennt. Diese Person ist jedoch nur dann zur 

Beantwortung eines Auskunftsverlangens verpflichtet, wenn ihr das 

Fahrzeug auch tatsächlich überlassen wurde. Bei Untätigkeit oder 

widersprüchlichen Angaben ist die Behörde daher aufgrund der auch 

im Verwaltungsstrafverfahren geltenden Grundsätze der Erforschung 

der materiellen Wahrheit und der Amtswegigkeit verpflichtet, die 

Angaben selbständig zu überprüfen. Wir möchten daher um Aufnahme 

des Lenkerfotos in den vorliegenden Gesetzestext ersuchen.  

 

Der Österreichische Städtebund ersucht darum, die eingebrachten 

Anmerkungen betreffend automationsunterstützte Zufahrtskontrollen in die 

Erwägungen des Datenschutzrates im Rahmen der morgigen Sitzung 

aufzunehmen!  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

OSR Mag. Dr. Weninger, MLS 

Generalsekretär, e.h. 


